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Hilft eine höhere Geburtenrate, die Folgen der Alterung zu dämpfen? Die Ergebnisse der 
Wirtschaftstheorie sind keinesfalls eindeutig, auch wenn die Idee – „Wenn wir zu viele Alte 
haben, brauchen wir mehr Kinder, um dies wieder auszugleichen“ – plausibel erscheint. Auch 
die vorliegende quantitative Studie, die auf einem makroökonomischen Simulationsmodell für 
Deutschland basiert, kommt zu einem differenzierten Ergebnis: Eine langfristige Stärkung des 
Bruttonationaleinkommens pro Kopf entsteht durch eine höhere Geburtenrate nur dann, wenn 
die zusätzlich geborenen Kinder auch besser ausgebildet werden. Entscheidend für ein lang-
fristiges Wachstum ist daher das zukünftige Humankapital. Darüber hinaus ist die Dauer der 
Übergangszeit, nach deren Ablauf sich eine höhere Geburtenrate in mehr und besser ausgebil-
deten Erwerbstätigen niederschlägt, die in die Renten- und anderen Sozialversicherungskas-
sen einzahlen können, sehr lang. Von daher haben weitere Reformen unserer 
Sozialversicherungen nach wie vor höchste Priorität, da nur sie die sozialpolitischen Probleme 
einer alternden Babyboomgeneration kurz- und mittelfristig lösen können. 
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1. Einleitung 
Der sich allmählich beschleunigende demographische Wandel gehört zu den wichtigsten ge-
sellschaftlichen Entwicklungen der Zukunft. Durch den Alterungsprozeß nimmt die Anzahl 
der Personen im Ruhestand zu, während die erwerbstätige Bevölkerung zurückgeht. Eine stei-
gende Alterslast wird somit in der Zukunft auf immer weniger Schultern verteilt. Dies führt zu 
einem wachsenden Druck auf die Systeme der sozialen Sicherung und auf die Gesamtwirt-
schaft.  
Bislang werden vor allem die Konsequenzen der Alterung diskutiert, insbesondere die Finan-
zierung und Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung. Es liegt jedoch nahe, auch 
die Ursachen der Bevölkerungsalterung anzugehen. Dabei rückt die immer weiter sinkende 
Geburtenrate in den Vordergrund. Die Frage liegt auf der Hand: Ist das Problem der Alterung 
durch eine höhere Geburtenrate lösbar? 
Die Wirtschaftstheorie gibt auf diese Frage keine eindeutige Antwort. Gemäß der neoklassi-
schen Wachstumstheorie besteht langfristig ein negativer Zusammenhang zwischen der 
Wachstumsrate einer homogenen Bevölkerung und der Pro-Kopf-Produktion, da die Pro-
Kopf-Produktion eines zusätzlichen Arbeitnehmers mit der Anzahl der Arbeitnehmer eines 
Landes sinkt (Solow 1956). Diese komparativ-statische Sichtweise wird jedoch den komple-
xen Zusammenhängen zwischen der Bevölkerungsstruktur und der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung nicht gerecht. Kurz- und mittelfristig besteht – insbesondere während des demo-
graphischen Wandels – zwischen der Geburtenrate und dem Wirtschaftswachstum kein ein-
deutiger Zusammenhang. Unter Ökonomen und Demographen wird seit langem und ohne 
eindeutiges Ergebnis debattiert, ob eine Änderung des Bevölkerungswachstums das Wirt-
schaftswachstum behindert, fördert oder überhaupt nicht beeinflusst.
1 
Die wesentlichen Faktoren, die bei der Klärung dieser Fragestellung aus wirtschaftswissen-
schaftlicher Sicht berücksichtigt werden müssen, sind schnell skizziert. Eine höhere Gebur-
tenrate kann die durch den Alterungsprozess bedingte Belastung durch Steuern und 
Sozialabgaben reduzieren. Darüber hinaus ist es möglich, dass eine höhere Geburtenrate das 
Humankapital einer Gesellschaft erhöht und somit ein positiver Wachstumseffekt entsteht 
(Lucas 1988, Romer 1986). Andererseits verursachen Kinder kurzfristig Kosten (vor allem für 
deren Ausbildung), die von der Gesellschaft zu tragen sind (Cutler et al. 1990, Weil 1999). Im 
Detail sind diese Mechanismen allerdings hoch komplex. 
Insgesamt sind in der Theorie die Auswirkungen einer höheren Geburtenrate auf das Wirt-
schaftswachstum im Rahmen einer alternden Gesellschaft wegen dieser gegenläufigen Effekte 
unklar, so dass eine quantitative Analyse erforderlich ist. Es liegt nahe, die Auswirkungen 
einer höheren Geburtenrate auf das Wirtschaftswachstum mittels einer empirischen Ex-Post-
Analyse zu ermitteln. Eine solche Vorgehensweise würde allerdings aus mehreren Gründen 
zu keinen zufriedenstellenden Ergebnissen führen: 
(1)  Der Alterungsprozeß ist historisch einmalig. Die alternde Gesellschaft ist ein Phänomen 
des späten 20. Jahrhunderts. Bislang hat noch keine Volkswirtschaft den Alterungspro-
zess vollständig durchlaufen.  
(2)  Der beobachtbare Zeitraum des derzeitigen Alterungsprozesses reicht nicht aus, um die 
Auswirkungen einer Veränderung der Geburtenrate auf das Wirtschaftswachstum für 
Deutschland in einer vergangenheitsbezogenen Untersuchung darzustellen. Der Alte-
rungsprozess resultiert aus den niedrigen Geburtenraten seit Anfang der 70er Jahre und 
                                                 
1 Eine Übersicht findet sich bei Bloom et al. (2001).   3
ist daher erst eine Generation alt. Zudem vergehen 20 bis 25 Jahre, bis eine Veränderung 
der Geburtenrate Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Produktion hat, denn Kin-
der müssen zunächst aufgezogen und ausgebildet werden, bevor sie durch ihre Erwerbstä-
tigkeit zum Bruttonationaleinkommen (BNE)
2 beitragen können.  
(3)  Die Interaktionen zwischen Geburtenrate und Wirtschaftswachstum sind sehr komplex 
und dürften daher aus einer sich auf eine relativ kurze Vergangenheit stützende Untersu-
chung kaum erschließbar sein.  
Aus diesen Gründen ist ein makroökonomisches Simulationsmodell für die vorliegende Fra-
gestellung besser geeignet. Es kann die komplexen Zusammenhänge zwischen dem Alte-
rungsprozess und makroökonomischen Variablen wie dem Pro-Kopf-Wirtschaftswachstum 
über einen Zeitraum von mehr als einer Generation strukturell abbilden. In einem solchen 
Modell können verschiedene Geburtenraten simuliert und ihre Auswirkungen auf das Wirt-
schaftswachstum über den Zeitraum 2000 bis 2100 berechnet werden. Dieser lange Zeitraum 
ist nötig, denn neben kurzfristigen müssen auch sehr langfristige Entwicklungen betrachtet 
werden. Um die Auswirkungen einer Veränderung der Geburtenrate vollständig erfassen zu 
können, muss man sie mindestens über die Dauer eines Menschenlebens verfolgen.
3 
Das in der vorliegenden Untersuchung verwendete Simulationsmodell
4 besteht aus drei Kom-
ponenten, die aufeinander aufbauen: einer Bevölkerungsprognose, einer Erwerbstätigenprog-
nose und einem auf diesen beiden Prognosen aufbauenden makroökonomischen Modell. Zur 
Analyse der gesamtwirtschaftlichen Effekte einer Veränderung der Geburtenrate bilden wir in 
der Bevölkerungsprognose drei Fertilitätsszenarien ab. Im Ausgangsszenario gehen wir davon 
aus, dass die gesamtdeutsche Geburtenrate konstant bei derzeit etwa 1,36 Kindern pro Frau 
bleibt. Dieses Ausgangsszenario kontrastieren wir mit einem Anstieg der Geburtenrate auf 1,8 
Kinder pro Frau. Eine Geburtenrate dieser Größenordnung kann man derzeit in Frankreich 
(1,8), in einigen skandinavischen Ländern (Dänemark 1,65, Norwegen 1,70) und in den Ver-
einigten Staaten (1,93) finden. Daneben untersuchen wir auch ein mögliches weiteres Absin-
ken der Geburtenrate auf 1,1 Kinder pro Frau. Dies entspricht ungefähr der Geburtenrate 
einiger südeuropäischer Länder (Spanien 1,13 oder Italien 1,20) sowie vieler osteuropäischer 
Länder (z.B. Bulgarien 1,10, Tschechische Republik 1,16). Die Erwerbstätigenprognose ba-
                                                 
2 Früher Bruttosozialprodukt (BSP). 
3 Guest und McDonald (2002) untersuchen eine ähnliche Fragestellung ebenfalls anhand eines Simulationsmo-
dells. Sie betrachten die Auswirkungen einer fallenden Geburtenrate auf den australischen Lebensstandard.  
4  Eine umfassende und detaillierte Darstellung der Methodik findet sich im Gutachten für das Heidelberger Büro 
für Familienfragen und soziale Sicherheit (Börsch-Supan, Berkel, Ludwig und Winter, 2002). 
Tabelle 1: Annahmen zur Geburtenrate  
 fallend  konstant  steigend 
 West  Ost West Ost  West Ost
1999  1,4 1,14 1,4  1,14  1,4  1,14
2015  1,1 1,1  1,4  1,4  1,8  1,8 
2100  1,1 1,1  1,4  1,4  1,8  1,8 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2001) für 1999; die Werte für 2015  
und 2100 beruhen auf unseren Fertilitätsszenarien.   4
siert auf der Bevölkerungsprognose und Annahmen bezüglich der zukünftigen alters- und 
geschlechtsspezifischen Erwerbsbeteiligung. Die Bevölkerungs- und Erwerbstätigenprognose, 
dargestellt in Abschnitt 2, liefern die exogenen Daten für das makroökonomische Simulati-
onsmodell.  
Die Beschreibung des makroökonomischen Simulationsmodells – ein Mehr-Länder-Modell 
mit überlappenden Generationen – folgt in Abschnitt 3. Daraus ergeben sich die für unsere 
Fragestellung relevanten makroökonomischen Größen wie das BNE Deutschlands und dessen 
Wachstumsrate. Diese Ergebnisse werden schließlich in Abschnitt 4 diskutiert. 
2.  Die zukünftige Entwicklung der Bevölkerung und der Erwerbstätigen 
Ausgangspunkt unserer Simulationen sind die sich bezüglich der Geburtenrate unterscheiden-
den Varianten der Bevölkerungsprognose und die sich daraus ergebenden Erwerbstätigkeits-
prognosen. Das Bevölkerungsmodell für Deutschland ergibt sich aus einem nach 
Lebensjahren und Geschlecht differenzierten Fortschreibungsverfahren. In dem Modell kön-
nen verschiedene Szenarien der Geburtenrate, Mortalität und Migration miteinander kombi-
niert werden, wobei wir in diesem Beitrag auf eine Variation der Geburtenrate beschränken.  
Im Vergleichsszenario wird die in Westdeutschland seit über zwei Jahrzehnten nahezu kon-
stante Geburtenrate von 1,4 Kindern pro Frau unverändert fortgeschrieben. Zudem wird ange-
nommen, dass die Geburtenrate der ostdeutschen Frauen sich von derzeit 1,15 bis 2015 
kontinuierlich an den westdeutschen Wert anpasst. Im Vergleich zu dem Szenario einer kon-
stanten Geburtenrate betrachten wir die in der Einleitung kurz angerissenen alternativen Sze-
narien, die Geburtenraten in anderen europäischen Ländern reflektieren. Zum einen gehen wir 
davon aus, dass die Geburtenrate bis 2015 von 1,4 auf 1,8 Kinder je Frau ansteigt. Zum ande-
ren unterstellen wir ein ungefähr symmetrisches Absinken der Geburtenrate auf 1,1 Kinder je 
Frau. Diese zwei Szenarien dienen dazu, die Bandbreite der Effekte einer Variation in der 
Geburtenrate auf das Wirtschaftswachstum zu verdeutlichen.
5  
Hinsichtlich der Annahmen zur Lebenserwartung und Erwerbstätigenentwicklung für 
Deutschland orientieren wir uns an den mittleren Prognosen von Birg und Börsch-Supan 
(1999). Diese Größen sind in den alten und neuen Bundesländern zunächst noch unterschied-
lich, sie gleichen sich jedoch im Zeitablauf an. Lediglich bei der Migration weichen wir von 
Birg und Börsch-Supan (1999) ab und schreiben das Verhältnis der in 1999 Immigrierten zur 
deutschen Gesamtbevölkerung für die Zukunft fort. Veränderungen in der Bevölkerung kön-
nen somit eindeutig auf Unterschiede in den Fertilitätsszenarien zurückgeführt werden.  
Da wir in unserem makroökonomischen Simulationsmodell auch internationalen Kapitalver-
kehr zulassen und damit auch andere Länder modellieren, benötigen wir auch Bevölkerungs- 
und Erwerbstätigkeitsprognosen für das Ausland (übrige EU-Länder). Dazu verwenden wir 
Projektionen der Vereinten Nationen sowie die Labor Force Statistics der OECD (UN 2000, 
OECD 1999).  
Unter Annahme einer konstanten Geburtenrate von 1,4 Kindern je Frau würde Deutschlands 
Bevölkerung innerhalb von 100 Jahren von heute ca. 82 Mio. Einwohnern auf knapp die Hälf-
te schrumpfen (Abbildung 1). Eine um 30 Prozent höhere Geburtenrate von 1,8 Kindern je 
Frau würde der Bevölkerungsrückgang deutlich dämpfen, aber nicht ausreichen, um die Be-
                                                 
5 Neben diesen Szenarien mit bis 2015 sehr schnell steigenden bzw. fallenden Geburtenraten haben wir auch bis 
2030 langsamer ansteigende bzw. fallende Geburtenraten untersucht. Allerdings sind im Ergebnis die Unter-
schiede dieser beiden Alternativen zu den hier vorgestellten Varianten mittelfristig vernachlässigbar; vgl. 
Börsch-Supan, Berkel, Ludwig und Winter (2002).   5
völkerung zu stabilisieren, da dieser Wert unter dem Bestandserhaltungsniveau von 2,1 Kin-
dern je Frau liegt. Analog zur Entwicklung der Gesamtbevölkerung verhält sich die Entwick-
lung der Anzahl der Kinder, die hier als alle unter 20jährigen definiert sind (Abbildung 1). 
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In den ersten 10 Jahren unterscheidet sich die Kinderzahl der einzelnen Szenarien kaum, da 
die Geburtenrate zunächst das neue Niveauerreichen muss. Langfristig schrumpfen in allen 
Szenarien sowohl die Gesamtbevölkerung als auch die Anzahl der Kinder – bei fallender Ge-
burtenrate deutlich schneller als bei einer steigenden Geburtenrate. 
Die bei einer höheren Geburtenrate zusätzlich geborenen Kinder werden (im Mittel) nach 20 
Jahren erwerbstätig und vergrößern erst dann das Arbeitsangebot. Daher wirkt sich eine Ver-
änderung der Geburtenrate von 2002 bis 2015 erst ab 2035 auf die Anzahl der Erwerbstätigen 
aus (Abbildung 2). 
Sehr deutlich erkennbar ist das Problem des alternden Deutschlands: Die Anzahl der 
Rentner steigt bis 2035 nicht nur absolut, sondern auch relativ weiter an, wie aus dem Rent-
nerquotienten (Abbildung 3) deutlich wird.
6 Dieser dramatische Anstieg entsteht, weil die in 
den 60er Jahren geboren Babyboomer ab 2020 das Rentenalter erreichen. Unter der Annahme 
einer steigenden Geburtenrate fällt der Rentnerquotient ab 2035 wieder, bei konstanter Gebur-
                                                 
6 Der Rentnerquotient ist definiert als Anzahl der Rentner relativ zur Anzahl der Erwerbstätigen.    6
tenratenrate stagniert er. Sollte die Geburtenrate gar weiter zurückgehen, so steigt der Rent-
nerquotient auch nach 2040 weiter an. 
 
Abbildung 2: Anzahl der Erwerbstätigen und Rentner  
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Die Abbildungen 1 bis 3 haben die folgende wichtige Botschaft: Selbst bei einer rasch anstei-
genden Geburtenrate ist das Alterungsproblem bis 2035 unausweichlich. Kurzfristig gäbe es 
in diesem Fall insgesamt sogar einen noch größeren Anteil abhängiger Personen, da diese   7
Kinder von der Erwerbsbevölkerung versorgt werden müssen. Daher kann man langfristig erst 
nach einem vorläufigen Gipfeln der Alterung um 2035 positive Effekte auf die Gesamtwirt-
schaft erwarten.  
Die Abbildungen 1 bis 3 haben die folgende wichtige Botschaft: Selbst bei einer rasch anstei-
genden Geburtenrate ist das Alterungsproblem bis 2035 unausweichlich. Kurzfristig gäbe es 
in diesem Fall insgesamt sogar einen noch größeren Anteil abhängiger Personen, da diese 
Kinder von der Erwerbsbevölkerung versorgt werden müssen. Daher kann man langfristig erst 
nach einem vorläufigen Gipfeln der Alterung um 2035 positive Effekte auf die Gesamtwirt-
schaft erwarten. 
 
3. Wie kann der Einfluss der Bevölkerungsentwicklung auf die deutsche Volkswirt-
schaft modellhaft abgebildet werden? 
Vor dem Hintergrund unserer Fragestellung sind die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
des demographischen Wandel von besonderer Bedeutung. Wir betten daher die demographi-
schen Szenarien des Abschnitts 2 in ein Modell der deutschen Volkswirtschaft ein. Die Er-
werbstätigenprognose aus dem vorherigen Abschnitt gibt dabei das Arbeitsangebot in der 
Zukunft vor. Diese Größe ist in unserem Modell eine zentrale Determinante des uns interes-
sierenden BNE pro Kopf und dessen Wachstums.  
Wir betrachten ein Modell sich überlappender Generationen (OLG-Modell), das sich beson-
ders zur Untersuchung demographischer Veränderungen eignet. OLG-Modelle gehen in ihren 
Ursprüngen auf Samuelson (1958) sowie Diamond (1965) zurück. Die im folgenden vorge-
stellte Variante ist eine Erweiterung des Modells von Auerbach und Kotlikoff (1987, Kapitel 
3) zu einem Mehrländermodell, wodurch der Verflechtung nationaler Volkswirtschaften 
durch einen internationalen Kapitalmarkt und –güter Rechnung getragen wird (vgl. Börsch-
Supan, Ludwig, Winter, 2002; Ludwig 2002).
7  
Dabei nehmen wir an, dass zwischen den betrachteten Ländern vollkommene Kapitalmärkte 
existieren und Kapital frei über Staatsgrenzen hinweg fließen kann. Da im folgenden die wirt-
schaftliche Entwicklung Deutschlands unter Berücksichtigung der Verflechtungen mit den 
anderen EU-Staaten betrachtet wird, ist die Annahme vollkommener Kapitalmobilität eine 
gute Approximation der Realität, insbesondere, nachdem die Einführung des Euro zu einer 
endgültigen Abschaffung der Wechselkursrisiken innerhalb der Eurozone geführt hat. Je mehr 
Regionen jedoch berücksichtigt werden, desto weiter entfernt sich die Annahme vollkomme-
ner Kapitalmärkte von der Realität.
8  
3.1 Die Struktur unseres Modells 
In unserem Modell hat die Volkswirtschaft drei Sektoren: den Haushaltssektor, den Produkti-
onssektor und den (rudimentären) Staatssektor, an dem uns vor allem die umlagefinanzierte 
Rentenversicherung interessiert.  
                                                 
7 Modelle überlappender Generationen sind weit verbreitet, um die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der 
Bevölkerungsalterung zu untersuchen, siehe Kotlikoff, Smetters und Walliser (1999, 2001), De Nardi et al. 
(1999) und Altig et al. (2001) für die USA; Miles und Iben (1999) für Großbritannien sowie Fehr (2000) und 
Hirte (2002) für Deutschland.  
8 Im Gegensatz zu den modellendogenen Kapital- und Güterströmen wird Migration durch das Bevölkerungs-
modell exogen vorgegeben.   8
Im Haushaltssektor maximieren die Haushalte unter vollkommener Voraussicht den aus ihrem 
Konsum erzielten Nutzen über das gesamte Leben. Im Mittelpunkt steht dabei die sogenannte 
Konsumglättung: Die Haushalte verteilen ihren Konsum möglichst gleichmäßig über den 
Lebenszyklus. Da im Alter kein Erwerbseinkommen mehr erzielt wird und die staatlich orga-
nisierte umlagefinanzierte Rente niedriger ausfällt als das letzte Erwerbseinkommen, bauen 
die Haushalte während ihres Erwerbslebens Ersparnisse auf, um einen deutlichen Konsum-
rückgang im Ruhestand zu vermeiden. Wegen der Bevölkerungsalterung wird die umlagefi-
nanzierte gesetzliche Rente in Zukunft deutlich bescheidener werden, und so verstärkt sich die 
Notwendigkeit zur privaten Vorsorge weiter. Dieser Effekt wird in unserem Modell durch 
entsprechende Prognosen des Beitragssatzes und der Ersatzquote der gesetzlichen Rentenver-
sicherung abgebildet (vgl. die Diskussion des Staatssektors weiter unten).
9  
Um der langfristigen demographischen Entwicklung der Bevölkerungsstruktur gerecht zu 
werden, unterscheiden wir zwei charakteristische Lebensabschnitte der Individuen: Erwerbs-
leben und Ruhestand. Der Anteil der zu einem bestimmten Zeitpunkt erwerbstätigen Bevölke-
rung und das Renteneintrittsalter werden in der Erwerbstätigenprognose geschlechts- und 
kohortenspezifisch festgelegt. Die Anzahl der sich im Erwerbsleben bzw. im Ruhestand be-
findenden Personen variiert gemäß der durch verschiedene Geburtenraten prognostizierten 
Bevölkerungsentwicklung.
10 Unser Modell ist daher in der Lage, den Einfluss demographi-
scher Veränderungen auf das Arbeitsangebot, die Güternachfrage und damit auf den Produk-
tionssektor im Detail abzubilden. 
Kinder erzielen noch kein eigenes Erwerbseinkommen und erhalten auch keine staatlichen 
Transfers, die in der Größenordnung mit der gesetzlichen Rente vergleichbar wären. Ihr Kon-
sum und ihre Ausbildungen werden vielmehr von den Eltern finanziert. Kinder werden des-
halb nicht als selbstständige Entscheidungsträger modelliert. Eltern berücksichtigen jedoch 
den Konsum ihrer Kinder bei der Konsum-und Sparentscheidung. Hierzu erweitern wir die 
Budgetrestriktion jedes Haushalts um den Konsum der Kinder, die diesem Haushalt anhand 
der altersspezifischen Fertilitätsraten der Frauen zugeordnet sind. Der Konsum eines jeden 
Kindes wird durch einen Aufschlagsfaktor auf den Konsum eines Erwachsenen berechnet. 
Berechnungen des Kinderkonsums ausgedrückt in Einheiten des Elternkonsums ergeben einen 
Skalierungsfaktor von 0.36.
 11 Demnach konsumiert ein Kind durchschnittlich 36 Prozent des 
Konsums eines Erwachsenen. Dieser Betrag entspricht ca. 309 Euro pro Monat.  
Eine solche rein ökonomische Berücksichtigung der Kinder mag enttäuschen. Empirisch kön-
nen wir jedoch nur die monetär quantifizierbaren relevanten Größen einigermaßen zuverlässig 
erfassen. Daher sehen wir von einer Abbildung des Nutzens von Kindern oder ihres Konsums 
ab.
 12  
                                                 
9 Andere Sparmotive, z.B. eine geplante Vererbung und die Absicherung gegen Langlebigkeit oder unvorherseh-
bare Ereignisse, werden in unserem Modell nicht berücksichtigt. 
10 Weitere Einflussfaktoren sind die Erwerbsbeteiligung der Frauen und die gesamtwirtschaftliche Arbeitslosen-
quote, bezüglich derer wir den mittleren Projektionen von Birg und Börsch-Supan (1999) folgen.  
11 Diese Berechnungen basieren auf den Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 1993 zum 
Konsum von Kindern und Erwachsenen, die aufbereitet und nach verschiedenen Haushaltstypen differenziert in 
Hertel (1998) zu finden sind. 
12 Kotlikoff, Smetters und Walliser (2001) berücksichtigen in einem ansonsten sehr ähnlichen Ansatz den Kon-
sum der Kinder im Nutzen der Eltern, wobei die Frage der Gewichtung jedoch umstritten bleibt (vgl. auch 
Brooks, 2002). Barro und Becker (1988) modellieren die „Qualität“ von Kindern, die an ihrem Humankapital 
gemessen wird – auch dies ist umstritten und in einem konkreten Simulationsmodell schwer umzusetzen.   9
Der Produktionssektor besteht aus einem repräsentativen Unternehmen je Land. Bei gegebe-
nem Einsatz der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital und einer gegebenen Technologie 
werden das BNE sowie der Lohn- und Zinssatz im Modell bestimmt. Wir nehmen zunächst 
an, dass die Produktivität der Faktoren exogen mit einer konstanten Rate wächst. Alternativ 
betrachten wir auch – in stilisierter Form – den Einfluss endogenen Wachstums. Dabei wird 
unterstellt, dass mit einem geringeren Alter der Erwerbstätigen auch das durchschnittliche 
Humankapital einer Gesellschaft steigt. Das Humankapital bestimmt wiederum die Produkti-
vität, die dann endogen das gesamtwirtschaftliche Wachstum des Modells festlegt.
13 Nach 
dieser Hypothese steigt also mit sinkendem Durchschnittsalter der Erwerbstätigen das Pro-
duktivitätswachstum der Volkswirtschaft.
14  
Wir beschränken uns auf diese stilisierte Abbildung endogenen Wachstums,  obwohl der Auf-
bau von Humankapital in der Realität sehr vielschichtig ist. Alle Wirkungskanäle, die zu hö-
herem Wachstum führen, können kaum in einem solchen Modell berücksichtigt werden. Zwar 
gibt es die theoretische Modellierung endogenen Wachstums durch einen „Learning-by-
doing“-Ansatz, der auf Lucas (1988) zurückgeht und z.B. von Fougère und Mérette (1999) 
umgesetzt ist, oder den Ansatz des „learning and doing“ nach Romer (1986). Jedoch ist es 
nicht möglich, diese theoretischen Modelle zuverlässig mit quantitativen Parametern zu kalib-
rieren.  
Die Aufgabe des Staatssektors ist es, das Rentenversicherungssystem und alle weiteren Sozi-
alversicherungsleistungen zu organisieren. Dazu gehört die Erhebung der Rentenversiche-
rungs-, Arbeitslosen-, Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge sowie der 
Einkommensteuer, wobei die Einkommensteuer im Modell zur Finanzierung der staatlichen 
Zuschüsse zur Rentenversicherung und des allgemeinen Staatskonsums verwendet wird. Von 
einer Modellierung der übrigen Staatsausgaben sehen wir ab. Das Rentenniveau der umlage-
finanzierten gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) ist exogen und den Angaben des Bun-
desarbeitsministeriums entnommen. Der Beitragssatz ergibt sich dann aus der 
Budgetgleichung der GRV und den Bundeszuschüssen. Der Einstieg in eine teilweise kapital-
gedeckte Altersvorsorge wird im folgenden nicht explizit modelliert, sondern ergibt sich aus 
dem oben beschriebenen Sparverhalten der Haushalte.
15  
In unserem idealtypischen Kapitalmarkt bestimmen sich Zins und internationale Kapitalströ-
me dadurch, dass Kapital so lange in das Land mit höheren Zinsen fließt, bis die Zinsdifferenz 
wieder ausgeglichen ist. Da wir von Kapitalmarktunvollkommenheiten abstrahieren, sind 
sowohl der Zins als auch der Nettolohnsatz in allen betrachteten Ländern gleich. Der Zins 
bestimmt also nicht nur die Kapitalakkumulation im eigenen Land, sondern auch die Kapital-
anlagen im Ausland und damit die Kapitalströme, die zwischen den betrachteten Ländern 
fließen. Diesen Zusammenhang nutzen wir bei der Lösung des Modells aus, indem die Be-
rechnungen so lange iteriert werden, bis alle Märkte in allen Ländern geräumt sind.  
                                                 
13 Die Frage, ob eine größere und/oder jüngere Bevölkerung positive oder negative Auswirkungen auf die Pro-
duktivität einer Volkswirtschaft hat, ist umstritten. Siehe z.B. Becker, Edward und Murphy (1999).  
14 Statt das Humankapital abhängig vom Durchschnittsalter der Erwerbstätigen zu machen, kann auch die Anzahl 
der Kinder als Maß für das zukünftige Humankapital einer Gesellschaft verwendet werden. Die Ergebnisse un-
terscheiden sich jedoch qualitativ kaum.  
15 Zur Einführung der kapitalgedeckten Altersversorgung siehe auch Börsch-Supan, Heiss, Ludwig und Winter 
(2002).   10
3.2 Kritik 
Jede modellhafte Abbildung der Realität ist eine starke Vereinfachung. Während die zukünf-
tige demographische Entwicklung sehr detailliert abgebildet und die für Deutschland so wich-
tige Verflechtung nationaler Kapitalmärkte berücksichtigt wird, blenden wir eine Reihe von 
Aspekten aus, die für diese Studie nicht zentral sind:
16 
(1)  Größen wie das Arbeitsangebot oder auch die Geburtenentscheidung sind exogen durch 
die Bevölkerungs- und Erwerbstätigenentwicklung vorgegeben. Daher bleiben mögliche 
Rückkopplungseffekte zwischen der Geburtenentscheidung einer Frau oder eines Paares 
und dem Arbeitsangebot einer Frau oder Effekte ausgehend von den Sozialversicherungs-
systemen auf diese Größen unberücksichtigt.
17  
(2) In unserem Modell wird von Marktfriktionen auf dem inländischen Arbeitsmarkt und 
jeglichen Kapitalmarktunvollkommenheiten wie z. B. Kreditrestriktionen abgesehen. Die 
Annahme vollkommener Kapitalmärkte ist bei der Abbildung von Kapitalströmen inner-
halb der EU jedoch nicht sehr restriktiv. 
(3)  Es wird unterstellt, dass Haushalte vorausschauend agieren und keinerlei Unsicherheiten 
bezüglich der Zukunft existieren. Dazu gehört zum einen auf individueller Ebene das Ri-
siko der Langlebigkeit, gegen das sich Individuen durch Vorsichtssparen absichern wür-
den. Zum anderen bleibt auf aggregierter Ebene das Risiko auf den Finanzmärkten 
unbeachtet. 
Diese Vereinfachungen haben aus unserer Sicht keine wesentlichen Auswirkungen auf die 
zentralen Ergebnisse dieser Studie, da sie nur indirekt über Effekte zweiter Ordnung auf den 
uns eigentlich interessierenden Zusammenhang zwischen Geburtenrate und 
Wirtschaftswachstum einwirken.
18 
4. Welche Auswirkungen hat die Bevölkerungsentwicklung auf die deutsche Volkswirt-
schaft? 
Wie würde sich die deutsche Volkswirtschaft entwickeln, wenn die Geburtenrate auf 1,8 Kin-
der je Frau ansteigt? Oder: Was wären die Folgen einer  noch weiter sinkenden Geburtenrate? 
Zur Beantwortung dieser Fragen analysieren wir insbesondere die Auswirkung der Bevölke-
rungsentwicklung auf das Niveau des BNE pro Kopf und sein Wachstum. Dabei gehen wir 
zunächst davon aus, dass der technologische Fortschritt unabhängig von der Bevölkerungs-
struktur ist. Im Anschluss vergleichen wir dann die Ergebnisse dieses Ausgangsmodells mit 
einem Szenario, in dem – wie in Abschnitt 3.2 beschrieben – die Produktivität an die Bevöl-
kerungsstruktur gekoppelt ist.  
4.1 Exogenes Produktivitätswachstum 
Wie aus der in Abschnitt 2 dargestellten Bevölkerungs- und Erwerbstätigenprognose hervor-
geht, sind in den ersten 20 Jahren nach einem Anstieg der Geburtenrate mehr Kinder vorhan-
den die noch nicht erwerbstätig sind, sondern von der Gesellschaft versorgt und ausgebildet 
                                                 
16 Siehe dazu auch die Übersicht bei Kotlikoff (1998). 
17 Sinn (1998), Barro und Becker (1988) sowie Cigno (1991) weisen auf negative Effekte hin, die Sozialversi-
cherungssysteme auf die Geburtenentscheidung und Humankapitalbildung haben können. Zum Zusammenhang 
zwischen technologischem Fortschritt und Bevölkerungswachstum siehe auch Fernandez-Villaverde (2001). 
Eine Übersicht über die theoretische Literatur zur Geburtenentscheidung gibt Tamura (2000). 
18 Wir arbeiten gegenwärtig daran, die Größenordnung dieser Effekte abzuschätzen.   11
werden müssen. Diese Entwicklung schlägt sich im Wirtschaftswachstum nieder. Es werden 
mehr Ressourcen für die Kinder benötigt, wodurch die Kapitalakkumulation teilweise ge-
dämpft wird, was sich wiederum auf die Produktion auswirkt. Folglich ergeben sich bei einer 
Erhöhung der Geburtenrate zunächst Wachstumseinbußen. Abgesehen davon nehmen die Pro-
Kopf-Größen schon allein rein rechnerisch ab, da das erwirtschaftete BNE auf eine größere 
Anzahl von Personen – nämlich auch auf die zusätzlichen Kinder – aufgeteilt werden muss.  
 


























fallende Geburtenrate steigende Geburtenrate konstante Geburtenrate
 





























fallende Geburtenrate steigende Geburtenrate konstante Geburtenrate
 
Diese anfänglichen Wachstumseinbußen sind erst überwunden, wenn die Kinder ausgebildet 
sind und mit 20 Jahren ins Erwerbsleben eintreten, also frühestens ab 2035. Doch gerade dann 
erreichen das Alterungsproblem und die Krise der gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche-
rung ihren Höhepunkt.
19 Selbst ein durchaus dramatischer Anstieg der Geburtenrate auf 1,8 
Kinder je Frau kann also zu keiner Milderung des kurzfristigen Alterungsproblems führen.  
Nach diesem Übergangszeitraum sind die positiven Auswirkungen einer steigenden Geburten-
rate spürbar. Aufgrund der höheren Anzahl von Kindern, die in das Erwerbsleben eintreten, 
wächst die Anzahl der Erwerbstätigen schneller als die übrige Bevölkerung. Die Alterslast 
kann somit auf mehr Schultern verteilt werden. Ablesbar ist dies sehr deutlich an der Entwick-
                                                 
19 Die Konsequenzen des Alterungsprozesses für das soziale Sicherungssystem in Deutschland werden viel dis-
kutiert. Siehe Birg (2001), S. 170-194 und Börsch-Supan (2002).   12
lung des Gesamtbeitragssatzes
20 zur Rentenversicherung in Abbildung 4: Bis zur Zuspitzung 
des Altersproblems in den Jahren 2035 bis 2040 ist der Beitragssatz für alle Szenarien gleich. 
Bereits im Jahr 2060 ist der Beitragssatz bei steigender Geburtenrate immerhin 5 Prozent-
punkte niedriger als im Ausgangsszenario mit konstanter Geburtenrate. Neben dem höheren 
Erwerbsangebot führt unter anderem diese Entlastung dazu, dass die Wachstumsrate des BNE 
pro Kopf bei steigender Geburtenrate zwischen 2035 und 2080 zeitweise deutlich höher ist als 
im Vergleichsszenario, in dem die Geburtenrate konstant bleibt (siehe Abbildung 5). 
Langfristig jedoch geht dieser positive Effekt wieder zurück. Wie wir gesehen haben, 
führt die höhere Anzahl der Erwerbstätigen in den Jahren 2035 bis 2060 zu einem höheren 
Wachstum, da die Anzahl der Erwerbstätigen relativ zur Bevölkerung schneller wächst. Hinzu 
kommt, dass die ältere Bevölkerung der Babyboomjahre gerade in dieser Zeit verstirbt. Nach 
2075 etwa erreicht die erste Welle der aus einer höheren Geburtenrate resultierenden 
Erwerbstätigenbevölkerung das Rentenalter. Bei steigender Geburtenrate schrumpft folglich 
nun auch die Anzahl der Rentner weniger stark (Abbildung 2) und der Rentnerquotient steigt 
wieder leicht an (Abbildung 3), bis er etwa im Jahr 2100 ein konstantes Niveau erreicht. Unter 
diesen Bedingungen kommt auch der gegenläufige Effekt, nach dem zusätzliche Arbeitneh-
mer nur unterproportional zur Produktion beitragen, wieder stärker zum Tragen.
21 Zum Ende 
unseres Jahrhunderts gleichen sich daher bei konstantem technologischen Fortschritt die 
Wachstumsraten pro Kopf in etwa wieder an. Der positive Pro-Kopf-Wachstumseffekt einer 
höheren Geburtenrate verpufft also langfristig.  
Ähnlich sind die in Abbildung 6 gezeigten Auswirkungen einer höheren Geburtenrate auf 
das Niveau des BNE pro Kopf. Schon rein optisch sind Unterschiede in den Verläufen schwer 
zu erkennen. Bei genauerer Betrachtung sind jedoch dieselben qualitativen Auswirkungen 
erkennbar, die wir auch beim Wirtschaftswachstum beobachtet haben. Im Fall einer steigen-
den Geburtenrate ist das BNE pro Kopf zunächst niedriger als im Vergleichsszenario. Aller-
dings hält der anfänglich negative Effekt länger an, da zunächst die Wachstumseinbußen im 
Niveau des BNE aufgeholt werden müssen. Erst in den 80er Jahren dieses Jahrhunderts ist ein 
schwacher positiver Effekt auf das Niveau des BNE pro Kopf absehbar.  
                                                 
20 Der Gesamtbeitragssatz ist die Summe aus direktem Beitragssatz und den indirekten, aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen finanzierten Zuschüssen zur gesetzlichen Rentenversicherung; vgl. beispielsweise Börsch-
Supan, Heiss, Ludwig und Winter (2002). 
21 Dieses Argument geht auf Solow (1956) zurück. Vgl. oben Abschnitt 1 sowie ausführlich Cutler et al. (1990). 
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4.2 Endogenes Produktivitätswachstum durch Akkumulation von Humankapital 
Die unter der Annahme exogenen Wachstums erzielten ernüchternden Ergebnisse des voran-
gehenden Abschnitts gelten jedoch nicht, wenn die Möglichkeit berücksichtigt wird, dass die 
künftig geborenen Kinder besser ausgebildet werden, so dass sie den technischen Fortschritt 
beschleunigen. Um diesen Effekt zu illustrieren, verwenden wir in diesem Abschnitt eine 
Variante unseres Simulationsmodells, die endogenes Wachstum zulässt. Wie in Abschnitt 3.1 
beschrieben, nehmen wir sehr stilisiert an, dass die Produktivität der Arbeitnehmerschaft hö-
her ist, wenn ihr Durchschnittsalter niedriger ist. Diese Hypothese entspricht einer geläufigen 
Einschätzung. Ob sie tatsächlich empirisch belegbar ist, ist allerdings unklar. Die folgenden 
Simulationen sollten also eher als Parabel für die Effekte einer besseren Ausbildung verstan-
den werden.  
Die Abbildungen 7 und 8 zeigen unsere Ergebnisse. Wenn zusätzlich zu einer steigenden 
Geburtenrate auch die Produktivität der Arbeitnehmerschaft dank eines höheren Humankapi-
tals wächst, ergeben sich zwei wesentliche Veränderungen zu den Ergebnissen bei exogenem 
Wachstum. Erstens liegt das Wirtschaftswachstum pro Kopf bei endogenem Wachstum und 
steigender Geburtenrate deutlich über dem Wirtschaftswachstum bei exogenem Wachstum 
(siehe Abbildung 7). Zweitens gilt dieser positive Effekt nun auch über das Jahr 2085 hinaus, 
da eine höhere Geburtenrate langfristig zu einer jüngeren und – gemäß unserer Annahme – 
produktiveren Erwerbsbevölkerung führt. In diesem Fall trägt ein zusätzlicher jüngerer Ar-
beitnehmer im Vergleich zu einem älteren Arbeitnehmer überproportional zur Produktion bei, 
da der nun besser ausgebildete zusätzliche Arbeitnehmer die abnehmenden Grenzerträge mehr 
als kompensieren kann. Im Fall mit exogenem Wachstum werden dagegen junge und alte 
Arbeitnehmer gleich bewertet, und ein zusätzlicher Arbeitnehmer trägt wegen der abnehmen-
den Grenzproduktivität nur unterproportional zur Produktion bei (vgl. Abschnitt 4.1). 
 
Abbildung 7: Wachstumsrate des BNE pro Kopf 
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Auch bezüglich des BNE pro Kopf ist bei endogenem Wachstum ein qualitativ und quan-
titativ deutlich positiveres Ergebnis sichtbar (Abbildung 8): Wenn das aus einer höheren Ge-
burtenrate resultierende niedrigere Erwerbstätigenalter zu einem positiven 
Humankapitaleffekt führt, liegt das BNE pro Kopf ab ungefähr 2055 deutlich über dem Ni-
veau bei exogenem Wachstum und steigender Geburtenrate. Entscheidend ist auch hier wie-
derum, dass dieser Effekt über das Jahr 2085 hinaus reicht und daher langfristig gilt. Darüber 
hinaus ist der positive Effekt nicht nur größer und permanent, sondern tritt auch ungefähr fünf 
Jahre früher ein.    14
Abbildung 8: BNE pro Kopf  
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Nach den zunächst sehr ernüchternden Ergebnissen einer höheren Geburtenrate bei exo-
genem Wachstum, machen diese Ergebnisse deutlich, dass der Ausbildung der Kinder und 
Jugendlichen eine Schlüsselrolle bei der Bewältigung des demographischen Wandels zu-
kommt. 
5.  Schlussfolgerungen 
Hilft eine höhere Geburtenrate, die Folgen der Alterung zu dämpfen? Die Ergebnisse der 
Wirtschaftstheorie sind keinesfalls eindeutig, auch wenn die Idee – „Wenn wir zu viele Alte 
haben, brauchen wir mehr Kinder, um dies wieder auszugleichen“ – plausibel erscheint. Auch 
die vorliegende quantitative Studie kommt zu einem differenzierten Ergebnis: Eine langfristi-
ge Stärkung des Bruttonationaleinkommens pro Kopf entsteht durch eine höhere Geburtenrate 
nur dann, wenn die zusätzlich geborenen Kinder auch besser ausgebildet werden. Entschei-
dend für ein langfristiges Wachstum ist daher das zukünftige Humankapital.  
Daher ziehen wir aus unserer Untersuchung drei wichtige wirtschaftspolitische Schlussfolge-
rungen: 
(1)  Die Ausbildung unserer Kinder ist die Quintessenz künftigen Wirtschaftswachstums. Das 
alternde Deutschland braucht besser ausgebildete und daher hoch produktive Kinder. Der 
Motor des zukünftigen Wachstums ist die Ausbildung und Erziehung in Familie, Schule, 
Universität und beruflicher Weiterbildung.  
(2)  Da die Anzahl der neugeborenen Kinder das Pro-Kopf-BNE kaum beeinflusst, lassen sich 
ökonomische Gründe für eine Förderung einer höheren Geburtenrate nicht ohne weiteres 
ableiten. Die vorliegende Untersuchung abstrahiert allerdings von den Problemen des 
heutigen Familienleistungsausgleichs. Bei diesem ist zwar unklar, ob er hoch genug an-
gesetzt ist, doch mehr als den Ausgleich der Lasten und Leistungen können Ökonomen 
nicht fordern. 
(3)  Die Dauer der Übergangszeit, nach deren Ablauf sich eine höhere Geburtenrate in mehr 
und besser ausgebildeten Erwerbstätigen niederschlägt, die in die Renten- und anderen 
Sozialversicherungskassen einzahlen können, ist sehr lang. Von daher haben weitere Re-
formen unserer Sozialversicherungen nach wie vor höchste Priorität, da nur sie die sozi-
alpolitischen Probleme einer alternden Babyboomgeneration kurz- und mittelfristig lösen 
können.   15
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